7/
vom 05.05.2017 zu 122797 (XXV.GP)

25 BMF

lvon5

BUNDESMINISTERIUM

FUR FINANZEN

Frau Prasidentin
des Nationalrates
Doris Bures
Parlament

1017 Wien

Wien, am 4. Mai 2017
GZ. BMF-310205/0062-1/4/2017

Sehr geehrte Frau Prasidentin!

Auf die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 12279/] vom 6. Marz 2017 der
Abgeordneten Leopold Steinbichler, Kolleginnen und Kollegen beehre ich mich Folgendes

mitzuteilen:

Zul.:
Herr Stefan Wurm - Rechts- und Wirtschaftspolitischer Sprecher des Unabhangigen

Bauernbundes — hatte sich mit E-Mail vom 31. Janner 2017 zum Thema Mineral6lsteuer an
Herrn Finanzminister Dr. Schelling gewandt und unter Hinweis auf die Forderung der
Vollversammlung der Landwirtschaftskammer Oberésterreich (2015 und 2016) zur
Wiedereinflihrung der Agrardieselbegilinstigung seine Anliegen verbunden und mit
24. Februar 2017 ein Antwortschreiben erhalten.

Daraufhin hat sich Herr Wurm am 28. Februar 2017 nochmals an das Bundesministerium fur
Finanzen und Herrn Finanzminister Dr. Schelling gewandt. Das Schreiben samt Beilagen

wurde zur neuerlichen Stellungnahme Gbermittelt.

Zu 2. und 8.:
Die betreffenden Antwortschreiben an die Landwirtschaftskammer Oberdsterreich und an
den Unabhangigen Bauernbund wurden — nach Befassung der zustandigen Fachabteilungen

des Hauses — als offizielle Antwortschreiben des Bundesministeriums fiir Finanzen versandt.
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Weder sind diese Schreiben als bedenklich zu bewerten noch ist eine Richtigstellung oder
Entschuldigung erforderlich. In diesem Zusammenhang wird auch auf die Beantwortung zu

Frage 3. verwiesen.

Zu 3.:

Die weitaus U(berwiegende Zahl der verglitungsberechtigten Inhaber land- und
forstwirtschaftlicher Betriebe nahm die Steuerverglitung im Wege einer Pauschalvergiitung in
Anspruch. Bei dieser musste der tatsachliche Mineral6lverbrauch nicht nachgewiesen
werden, sondern wurde die Verglitung fir die bewirtschafteten Flachen - differenziert nach
der Art der bewirtschafteten Flachen — gewahrt. Die Pauschalvergiitung berechnete sich
nach den in der Agrardieselverordnung festgelegten pauschalen Verbrauchssatzen je Hektar
bewirtschafteter Flache. Es war daher mdglich, auch fiir nicht tatsachlich verbrauchte
Treibstoffmengen eine ,Vergltung" der Mineral6lsteuer zu beziehen.

Die angesprochene Gefahr einer illegalen Verwendung von Heizdl war dabei nur ein Aspekt

von mehreren, wie aus dem Schreiben des Bundesministeriums fir Finanzen vom

3. November 2016 ganz klar hervorgeht. Der Umstand, dass eine Steuerverglitung fir einen
nicht nachgewiesenen Verbrauch bzw. eine nicht nachgewiesene Steuerbelastung gewahrt
wurde, war als unbefriedigend, weil im Widerspruch zur Steuergerechtigkeit bzw. zum
Grundsatz der gleichmaBigen Besteuerung stehend, zu bewerten und war einer jener
Aspekte und Erwagungen, die zu einer Abschaffung der Agrardieselvergiitung gefiihrt haben.
Hinsichtlich der illegalen Verwendung von Heizdl zum Betrieb von landwirtschaftlichen
Maschinen und Fahrzeugen wurden von den Zolldmtern als Finanzstrafbehédrde fir die Jahre
2014 bis 2016 insgesamt sechs Ermittlungstatigkeiten durchgeftihrt (drei in Karnten, zwei in
Niederosterreich, eine in Oberdsterreich), diese haben finanzstrafrechtlich relevante

Ermittlungsergebnisse erbracht.

Zu4.:

Eine weitreichende Steuerbefreiung flir Kerosin ist durch EU-Recht und (andere)

internationale Abkommen zwingend vorgeschrieben.
Die gleichfalls angesprochene Steuerbefreiung flr den gewerblichen Schiffsverkehr gilt

gemdaB § 4 MinStG 1995 aus Wettbewerbsgriinden ausschlieBlich auf Gewdssern mit

www.parlament.gv.at

Seite 2



11767/AB XXV. GP - Anfragebeantwortung

grenziiberschreitendem Schiffsverkehr, namlich auf der Donau, dem Neusiedlersee und dem

Bodensee.

Zub.:

Hierzu liegen auf Beamtenebene keine Informationen vor.

Zu 6a. und b.:

Die ausbezahlten Verglitungsbetrdage und die Anzahl der die Vergitung in Anspruch
nehmenden Betriebe, jeweils gegliedert nach Jahren und Bundeslandern, sowie nach
Verfahren mit Pauschalverglitung und Vergiitung nach dem tatsachlichen Verbrauch, lassen
sich aus der beigefligten Tabelle (Anhang) entnehmen, die durch das Bundesministerium fiir
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft erstellt wurde (Daten aus dem
Grlinen Bericht).

Erganzend anzumerken wadre, dass die Regelung des § 7a MinStG betreffend
Agrardieselvergtitung mit Ablauf des 31. Dezember 2012 auBer Kraft getreten ist. Flir das
Jahr 2012 auf Basis der Ubergangsregelung in § 64n Abs. 2 MinStG 1995 im Jahr 2013
geleistete Vergutungsbetrage fir den tatsachlichen Verbrauch wurden den Zahlen des Jahres

2012 hinzugerechnet, weshalb fir 2013 keine gesonderten Betrage ausgewiesen wurden.

Zu 6¢C.:

Im Jahr 2016 gewdhrten acht Mitgliedstaaten der EU (Malta, Niederlande, Tschechien,
Slowakei, Polen, Ruménien, Bulgarien und Osterreich) keine Mineraldlsteuer-Vergiitung fiir
als Treibstoff in der Landwirtschaft verbrauchten Diesel.

Sieben europdische Lander (Belgien, Zypern, Kroatien, Litauen, Luxemburg, Lettland und
Griechenland) gewahrten 2016 eine vdllige Steuerfreistellung flir als Treibstoff in der
Landwirtschaft verbrauchten Diesel.

In den Ubrigen 13 Mitgliedslandern gab es unterschiedliche Vergiitungssatze.
Zu 7a.:

Die Hohe der Mineraldlsteuer je 1000 Liter Diesel (Gasol) betragt in den Niederlanden
484,47 Euro, in Malta 472,4 Euro, in Tschechien 402,97 Euro, in Rumanien 429,6 Euro, in
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der Slowakei 368,00 Euro, in Polen 343,64 Euro, in Bulgarien 330,29 Euro sowie in
Osterreich 397,00 Euro.

Diese Daten gelten fiir 2016 (Quelle: Verbrauchsteuertabellen der Europaischen
Kommission). Fur 2017 sind noch keine kompletten aktuellen Daten verfligbar, da sich die
Verbrauchsteuertabellen der Europdischen Kommission bzw. die TEDB (Taxes in Europe

Database) noch in Uberarbeitung befinden.

Zu7b.:

Die Vergitung der Mineraldlsteuer fiir die Verwendung von Gasdl (Diesel) in der
Landwirtschaft betragt in

e Belgien, Lettland, Litauen, Zypern, Kroatien, Griechenland und Luxemburg 100%,
e Danemark 84%,

e Ungarn 82%,

e  GroBbritannien, Frankreich und Portugal 81%,

e Irland 79%,

e Italien 78%,

e  Spanien 74%,

e Estland 72%,

e Slowenien 63%,

e  Finnland 58%,

e Deutschland 46%

e Schweden 36%

des jeweiligen MineralGlsteuersatzes flir Diesel.
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2016 (Quelle: Verbrauchsteuertabellen der Europaischen

Kommission). Fur 2017 sind noch keine kompletten aktuellen Daten verfligbar, da sich die

Verbrauchsteuertabellen der Europdischen Kommission bzw. die TEDB (Taxes in Europe

Database) noch in Uberarbeitung befinden.

Anlage

Der Bundesminister:
Dr. Schelling
(elektronisch gefertigt)

Bis BMF

BUNDESMINISTERIUM
FUR FINANZEM

Prifhinweis

Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der
elektronischen Signatur finden Sie unter: https://amtssignatur.brz.gv.at/

Datum/Zeit

2017-05-05T08:32:22+02:00

Unterzeichner

Bundesministerium fir Finanzen

Aussteller-Zertifikat

CN=a-sign-corporate-light-02,0U=a-sign-corporate-light-02,0=A-Trust Ges. f. Sicherheitssysteme im
elektr. Datenverkehr GmbH,C=AT

Serien-Nr.

956662

Dokumentenhinweis

Dieses Dokument wurde amtssigniert.

Seite 5

www.parlament.gv.at



Unterzeichner Par | arent sdi rekti on

ﬁ;ikgsﬁi‘?\&
/& @ o Datum/Zeit-UTC | 2017- 05- 05T15: 32: 59+02: 00

/
| Parlamentsdirektion
{ SIEGEL

N4

Prufinformation I nformationen zur Prufung des el ektroni schen Siegels und des
/ Ausdrucks finden Sie unter: https://ww. parlanent. gv. at/si egel

Hinweis Di eses Dokunment wurde el ektronisch besiegelt.




		2017-05-05T08:32:22+0200
	Bundesministerium für Finanzen
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at


		2017-05-05T15:32:59+0200
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




